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Liebe Kundinnen und Kunden, 

 
leider lässt Sie das Thema der gesetzlichen Rauchwarnmelderpflicht nicht los!  
 
Auch in den vergangenen Wochen erreichten uns zahlreiche Anfragen zu diesem Thema, 
welche auf eine ungebrochen große Verunsicherung rückschließen lassen. 
 
Aus diesem Grunde habe ich mich dazu entschlossen, dieses Thema in einer eigenen 
Broschüre aufzugreifen.  
 
Sicherlich hinlänglich bekannt sein dürfte die Situation, dass es keine bundesweit 
einheitliche Regelung zu diesem Thema gibt, da der Gesetzgeber die Umsetzung dieses 
Bundesrechts den Ländern aufgegeben hat, welche das Thema wiederrum in den 
jeweiligen Landesbauordnungen aufgenommen haben. Insofern ist bei der Lektüre einer 
jeden Veröffentlichung und bei der Teilnahme einer jeden Vortragsveranstaltung 
sicherlich zunächst zu fragen, auf welche Landesbauordnung der Autor/ Referent 
inhaltlich bei seinen Aussagen abstellt. Sie – unsere Kunden – befinden sich mit Ihren 
Verwaltungsobjekten in der Regel mehrheitlich in NRW. 
 
Folgerichtig habe ich unsere Broschüre inhaltlich an der Landesbauordnung NRW 
orientiert und den zu dieser erfolgten Veröffentlichungen des VNWI e.V. und 
verschiedener, ausgewiesener WEG-Fachleute, u.a. Herrn Wolfgang Dötsch (Richter am 
OLG Köln). 
 
Leider wurde in zahlreichen Veröffentlichungen oftmals das Thema Versicherungen bzw. 
Gefährdung des Versicherungsschutzes im Falle nicht vorhandener oder nicht 
funktionsfähiger Rauchwarnmelder aus meiner Sicht instrumentalisiert. 
 
Natürlich möchte ich damit in keiner Weise die Sinnhaftigkeit der Ausstattung von 
Wohnungen mit Rauchwarnmeldern zum Schutze des Lebens in Frage stellen. 
 
Aber ich möchte Ihnen und Ihren Eigentümern mit dieser Broschüre eine zu diesem 
Thema und den möglichen Auswirkungen auf den Versicherungsschutz differenzierte 
Betrachtung ermöglichen. 
 
Mit besten Grüßen 
 
Ihr 

 



A. Die WEG-rechtliche Betrachtung 
 
Liebe Kundinnen und Kunden, insbesondere zu der WEG-rechtlichen Lesart der gesetzlichen 
Rauchwarnmelderpflicht wurde eine Vielzahl von Rechtsmeinungen und möglicher Interpretationen der 
gesetzlichen Grundlagen veröffentlicht. Ich möchte von unserer Seite hier an dieser Stelle die aus meiner 
Sicht zutreffende und auf die Landesbauordnung NRW abgestellte Bewertung des Verbandes der 
nordrheinwestfälischen Immobilienverwalter (VNWI e.V.) darstellen, welche im Rahmen des 17. Kölner 
Verwalterforums in differenzierter Form von Herrn W. Dötsch (Richter am OLG Köln) referiert wurde: 
 
Damit ergibt sich keinerlei Zuständigkeit des Verbandes der Wohnungseigentümer – die WEG – und 
damit auch für den die WEG vertretenden Verwalter für die Wartung der gesetzlich geforderten 
Rauwarnmelder. 
 
Eine mögliche gesetzliche Pflicht beschränkt sich – in bestimmten Fällen - ausschließlich für die WEG auf 
die Sicherstellung der fachgerechten (Erst-) Installation. Eine etwaige Zuständigkeit bzw. Pflicht lässt sich 
leicht an Hand der vom VNWI veröffentlichten Grafik auf der nächsten Seite ablesen: 
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B. Versicherungsvertragliche Betrachtung 
 

Im Rahmen des bestehenden Gebäudeversicherungsvertrages nimmt die 
Wohnungseigentümergemeinschaft die Stellung des sog. Versicherungsnehmers, d.h. des direkten 

Vertragspartners des Versicherers, ein. Dieser wiederrum wird vertreten durch die ordentlich bestellte 

Verwaltung, mithin durch Sie bzw. Ihr Unternehmen. Die einzelnen Eigentümer (Wohnungs- und 
Teileigentümer) nehmen hingegen „nur“ die Stellung des sog. „Mitversicherten“ ein1. Diese 

Differenzierung ist im Hinblick auf die möglichen Folgen in einem Schadenfalle und die unterschiedlichen 
Möglichkeiten einer eventuellen Leistungskürzung durch den Versicherer extrem von Bedeutung. 

 
Im Folgenden möchte ich für Sie zunächst die beiden Bereiche differenzieren, welche Ihnen bereits in 

Bezug auf die Frage, wann Sie als WEG-Verwalter handeln sollten und wann nicht, bekannt sind: 

Die WEG bestehend nur aus Wohnungseigentümern und die WEG bestehend auch aus Teileigentum. 
Dieses dann wiederrum unterteilt in den Bereich der (Erst-) Installation und den Bereich der Wartung der 

Rauchwarnmelder.   
 

I. – Nicht erfolgte (Erst-) Installation des gesetzlich geforderten Rauchwarnmelders 

 

I.1.1. Wohnungseigentümergemeinschaft bestehend nur aus Wohnungseigentümern 

 

I.1.1.1. Gebäudeversicherung 
 

Im Falle einer Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend nur aus Wohnungseigentümern, handelt es 

sich bezüglich der Installation der gesetzlich geforderten Rauchwarnmelder um eine geborene Pflicht der 
WEG2. Infolgedessen handelt es sich um eine direkt betreffende gesetzliche Pflicht für die Gemeinschaft in 

Ihrer Stellung als Versicherungsnehmer. Mag man sicherlich über die Anwendbarkeit des Gesetzes im 
Sinne einer für die Gebäudeversicherung gültige Sicherheitsvorschrift diskutieren können3, so würde dafür 

sprechen die Entscheidung des BGH vom 03.12.19754, welche besagt, dass auch eine gesetzliche 
(Sicherheits-)Vorschrift, deren Hauptzweck nicht dem Sachsubstanzschutz dient, durchaus im Rahmen des 

Versicherungsvertrages als „nicht bedachte Nebenwirkung“ Gültigkeit entfalten kann5. Insofern gehen wir 

davon aus, dass es sich in vorliegendem Falle um eine im Rahmen des Versicherungsvertrages vom 
Versicherungsnehmer einzuhaltende Sicherheitsvorschrift handelt. Verstößt nun der Versicherungsnehmer 

– die WEG – gegen diese gesetzliche Sicherheitsvorschrift und begeht damit im Rahmen des 
Versicherungsvertrages eine Obliegenheitsverletzung, so berechtigt dies in einem eventuellen 

Schadenfalle den Versicherer ggfs. zur Leistungskürzung6. 

 

Beachte: Insofern ist an dieser Stelle in Fällen einer Wohnungseigentümergemeinschaft ohne 
Teileigentum grundsätzlich der Gemeinschaft dringend anzuraten, die (Erst-) Installation der 

Rauchwarnmelder in Umsetzung der gesetzlichen Rauchwarnmelderpflicht sicherzustellen. 

 
Gleichwohl sollte man realistischer weise auch die möglichen Folgen im Falle einer Nichtbeachtung dieser 

vertraglichen Obliegenheit betrachten. Es ist keineswegs so, dass im Falle eines nicht vorhandenen 

Rauchwarnmelders in einem Brandschadenfall der Versicherer per se den Schaden vollumfänglich 
ablehnen darf7. Vielmehr muss er in einem möglicherweise strittigen Verfahren vor Gericht, mit Hilfe von 

Gutachten den Beweis führen, dass der Schaden entweder ursächlich – dieses scheidet aus logischen 
Gründen aus, da ein Feuer nicht durch einen nicht vorhandenen Rauchwarnmelder entstanden sein kann 

– oder aber durch einen nicht vorhandenen Rauchwarnmelder eine Weitung erfahren hat. Dieses ist 

theoretisch möglich, indem der Versicherer versucht etwa zu beweisen, dass im Falle einer früheren 

                                                           
1 Vgl. Bärmann/ Merle 
2 Vortrag von Dötsch (Richter OLG Köln) beim 17. Kölner Verwalterforum des VNWI e.V. am 30.1.16 
3 ZMR 03-2015 Prof. Staudinger „Viel Rauch um Nichts“ 
4 Vgl. BGH, 03.12.1975 – IV ZR 34/74 
5 Vortrag von Dötsch (Richter OLG Köln) beim 17. Kölner Verwalterforum des VNWI e.V. am 30.1.16 
6 Siehe Versicherungsvertragsgesetz (VVG) § 28 Ziffer 2 und VGB 2010 Abschnitt B § 8 Ziffer 3 
7 Prof. Dr. Schirmer VersicherungsMagazin „Wegfall des Alles oder Nichts Prinzips nach neuem VVG“ 
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Alarmierung der Wohnungsbewohner ein eingetretener Überschlag, z.B. auf das Treppenhaus, nicht 

erfolgt wäre. Nach Einschätzung maßgeblicher Meinungsführer und Juristen, ist ein solcher Beweis jedoch 

alles andere als einfach für den Versicherer zu führen. So mag man unterstellen, dass in vielen Fällen der 
Versicherer in Abwägung eines Prozesskostenrisikos auf den Versuch einer solchen Beweisführung 

verzichten wird. Auch mag man diese Einschätzung daran ablesen, dass der Gesamtverband der 
Versicherer (GDV) bereits im Herbst 2014 seinen Mitgliedern empfohlen hat, auf eine Leistungskürzung im 

Schadenfall wegen nicht vorhandener Rauchwarnmelder zu verzichten. 

 
I.1.1.2. Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung 

 
Im Rahmen der Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung gilt die sog. gesetzliche Haftpflicht der 

Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) in ihrer Eigenschaft als Haus- und Grundbesitzer und damit ein 
schuldhaft und widerrechtlich durch die WEG verursachter bzw. zu vertretender Schaden eines Dritten im 

vertraglichen Umfange versichert8. Im Hinblick auf die Haftpflichtversicherung sind 2 für die WEG und den 

Verwalter wichtige Feststellungen zu treffen: 
1. Im Rahmen des Vertrages sind nur etwaige zivilrechtliche Ansprüche abgesichert; nicht jedoch 

etwaige strafrechtliche Ansprüche. Solche strafrechtlichen Ansprüche richten sich in der Regel 
stets gegen den Verwalter, als „Quasi-Organ“ der Wohnungseigentümergemeinschaft. 

2. Würde die WEG sogar einen Negativbeschluss gefasst haben, Rauchwarnmelder nicht zu 

installieren und es ergäbe sich ein von der WEG zu vertretender Personen- oder Sachschaden 
infolge eines nicht vorhanden Rauchwarnmelders, würde dieser Beschluss den Tatbestand einer 

wissentlichen Pflichtverletzung und/ oder des Vorsatzes erfüllen können und somit vermutlich 
auch den Versicherungsschutz der Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung im Hinblick auf 

die zivilrechtlichen eigentlich gedeckten Ansprüche verwirken. 
 

 Beachte: Im Hinblick auf den Haftpflichtversicherungsschutz der WEG wie auch des in der Regel 
mitversicherten Verwalters und darüber hinaus möglicher, strafrechtlicher Ansprüche gegen den Verwalter 

ist der WEG, bestehend nur aus Wohnungseigentümern dringend zur Sicherstellung einer (Erst-) 

Installation der gesetzlich geforderten Rauchwarnmelder zu raten. 

 

 

I.1.2. Wohnungseigentümergemeinschaft bestehend auch aus Teileigentümern 

 
I.1.2.1. Gebäudeversicherung 

 
Im Falle einer Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend auch aus Teileigentümern, handelt es sich 

bezüglich der Installation der gesetzlich geforderten Rauchwarnmelder nicht um eine geborene Pflicht der 

WEG9. Infolgedessen handelt es sich auch nicht um eine direkt betreffende gesetzliche Pflicht für die 
Gemeinschaft in Ihrer Stellung als Versicherungsnehmer. Hier liegt die Verantwortung zur (Erst-) 

Installation der Rauchwarnmelder in Umsetzung der gesetzlichen Rauchwarnmelderpflicht eindeutig beim 
Wohnungseigentümer10. Aus bestimmten Grünen warnen sogar Juristen davor, diese gesetzliche Pflicht 

der einzelnen Wohnungseigentümer zu „vergemeinschaften“ mit Hilfe eines entsprechenden Beschlusses. 

Das Ergebnis einer solchen Beschlussfassung wäre dann eine gekorene Pflicht11 der WEG. Auch unter 
versicherungsrechtlichen Aspekten darf ich dringend von einer solchen „Vergemeinschaftung“ dieser 

Pflicht abraten, würde man doch damit die WEG als Versicherungsnehmer in die missliche Lage versetzen, 
dass die gesetzliche Rauchwarnmelderpflicht eine von der WEG einzuhaltende gesetzliche 

Sicherheitsvorschrift würde, mithin deren Verletzung eine vertragliche Obliegenheitsverletzung mit den 
Folgen gemäß Kapitel II.1.1. darstellen würde. Verzichtet man jedoch auf eine Beschlussfassung und n 

deren Folge auf eine „Vergemeinschaftung“ dieser gesetzlichen Pflicht, so handelt es sich „nur“ um eine 

Pflicht der im Rahmen der Wohngebäudeversicherung der Gemeinschaft „mitversicherten“ 
Wohnungseigentümer. 

 

                                                           
8 Grundlage: §823 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
9 Vortrag von Dötsch (Richter OLG Köln) beim 17. Kölner Verwalterforum des VNWI e.V. am 30.1.16 
10 Vgl. Grafik VNWI (Pkt. A.) 
11 Vortrag von Dötsch (Richter OLG Köln) beim 17. Kölner Verwalterforum des VNWI e.V. am 30.1.16 
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Diesem Unterschied zwischen der Pflicht des Versicherungsnehmers und der Pflicht des „mitversicherten“ 

Eigentümers tragen die Versicherungsbedingungen unmittelbar Rechnung. In allen uns bekannten 

Versicherungsbedingungen findet sich unter der Überschrift „Wohnungseigentümergemeinschaften“ oder 
„Wohnungs- und Teileigentum“ eine Regelung, welche den Verband der Wohnungseigentümer bzw. in der 

Regel die Mehrheit der Wohnungseigentümer schützt. Dort ist vereinbart, dass im Falle einer 
Obliegenheitsverletzung der Versicherer sich nicht auf Leistungsfreiheit in Bezug auf das 

gemeinschaftliche Eigentum wie auch das Sonder- oder Teileigentum anderer Miteigentümer berufen darf, 

ist die Obliegenheitsverletzung durch einen Sonder- oder Teileigentümer zu vertreten. 
 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Gebäudeversicherung - VGB 2010  
Versicherungssummentarif Gesamtverband der dt. Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) 

§ 6 Wohnungs- und Teileigentum  
1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümern der Versicherer wegen des 

Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf 

gegenüber den übrigen Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentum sowie deren 
Miteigentumsanteile nicht berufen.  

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass der Versicherer sie auch insoweit 
entschädigt, als er gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche 

Entschädigung zur Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet wird. Der 

Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer 
diese Mehraufwendungen zu erstatten.  

3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2 entsprechend. 
 

Gleichwohl bleibt auch in diesen Fällen die Möglichkeit des Versicherers einer Leistungskürzung – hier 
bezogen auf die Möglichkeit der Leistungskürzung des Versicherers gegenüber einem „verursachenden“, 

selbstnutzenden Wohnungseigentümer als „Mitversicherten“ im Rahmen des Vertrages - vermutlich 

begrenzt. Denn auch hier müsste der Versicherer im Zuge seiner Beweisführung in einem möglicherweise 
strittigen Verfahren vor Gericht mit Hilfe von Gutachten den Beweis führen, dass der Schaden entweder 

ursächlich – dieses scheidet auch hier aus logischen Gründen in den meisten Fällen aus, da ein Feuer 
i.d.R. nicht durch einen nicht vorhandenen Rauchwarnmelder entstanden sein kann – oder aber durch 

einen nicht vorhandenen Rauchwarnmelder eine Weitung erfahren hat. Dieses ist theoretisch möglich, 

indem auch in diesem Falle der Versicherer versucht zu beweisen, dass im Falle einer früheren 
Alarmierung der Wohnungsbewohner ein eingetretener Überschlag, z.B. auf das Treppenhaus, nicht 

erfolgt wäre. Wie bereits beschrieben, ist nach Einschätzung maßgeblicher Juristen ein solcher Beweis 
jedoch alles andere als einfach für den Versicherer zu führen. So mag man wie bereits beschrieben 

unterstellen, dass in vielen Fällen der Versicherer in Abwägung eines Prozesskostenrisikos auf den 

Versuch einer solchen Beweisführung verzichten wird. 
 

Beachte: Insofern ist an dieser Stelle in Fällen einer Wohnungseigentümergemeinschaft bestehend auch 
aus Teileigentum, der Gemeinschaft aus versicherungsvertraglicher Sicht dringend abzuraten, die (Erst-) 
Installation der Rauchwarnmelder als gekorene Pflicht der WEG im Rahmen einer Beschlussfassung zu 

„vergemeinschaften“. 

 

I.1.2.2. Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung 
 

Für den Bereich der Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung einer WEG, bestehend auch aus 
Teileigentum, ist ebenfalls ein abweichen von den bereits zur Gebäudeversicherung formulierten 

Empfehlungen fatal. Erfolgt Kraft eines Beschlusses die „Vergemeinschaftung“ der gesetzlichen Pflicht zur 

(Erst-) Installation von Rauchwarnmeldern verlässt die Gemeinschaft (und auch der in der Regel 
mitversicherte Verwalter!) den Bereich der versicherten sog. gesetzlichen Haftpflicht nach dem 

Bürgerlichen Gesetzbuch und es entsteht eine quasi vertragliche Haftpflicht der Gemeinschaft. Eine solche 
ist jedoch nicht im Rahmen des Haftpflichtversicherungsvertrages der Gemeinschaft versichert. Selbst 

wenn der Haftpflichtversicherer dieses Argument in einem Schadenfalle mit Personen- und/ oder 
Sachschäden nicht zöge, so ist der Aspekt der in jedem Falle nicht mitversicherten, etwaigen 

strafrechtlichen Ansprüche bzw. Folgen für den Verwalter im Falle einer nach einem Beschluss 

versehentlich nicht erfolgten (Erst-) Installation, Grund genug, davon abzusehen. 
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 Beachte: Im Hinblick auf den Haftpflichtversicherungsschutz der WEG wie auch des in der Regel 

mitversicherten Verwalters und darüber hinaus mögliche strafrechtliche Ansprüche gegen den Verwalter 
ist der WEG, bestehend auch aus Teileigentum dringend von einer „Vergemeinschaftung“ der gesetzlichen 

Pflicht aufgrund eines Beschlusses abzuraten. 

 
 

 

II. – Nicht erfolgte Sicherstellung der Funktionsfähigkeit (Wartung) der installierten 
Rauchwarnmelder 

 

II. 1.1. Wohnungseigentümergemeinschaft bestehend nur aus Wohnungseigentümern 

 
II.1.1.1. Gebäudeversicherung 

 

Im Falle einer Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend nur aus Wohnungseigentümern, handelt es 
sich bezüglich der Wartung der gesetzlich geforderten Rauchwarnmelder um keine Pflicht der WEG. Das 

Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung vom 21.03.2013 sagt: 
 

Gesetzestext 
Die Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 729), wird wie folgt geändert: 

 
Dem § 49 wird folgender Absatz 7 angefügt:   

„(7) In Wohnungen müssen Schlafräume und Kinderzimmer sowie Flure, über die Rettungswege von 
Aufenthaltsräumen führen, jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. Dieser muss so eingebaut 

oder angebracht und betrieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt und gemeldet wird. 

Wohnungen, die bis zum 31. März 2013 errichtet oder genehmigt sind, haben die Eigentümer spätestens 
bis zum 31. Dezember 2016 entsprechend den Anforderungen nach den Sätzen 1 und 2 auszustatten. Die 

Betriebsbereitschaft der Rauchwarnmelder hat der unmittelbare Besitzer sicherzustellen, es sei denn, der 
Eigentümer hat diese Verpflichtung bis zum 31. März 2013 selbst übernommen.“ 

 

Gemäß §49 Abs. 7 letzter Satz handelt es sich um eine direkte gesetzliche Pflicht der Bewohner der 
Wohnung, mithin für den Mieter oder den selbstnutzenden Wohnungseigentümer12. In einer 

versicherungsrechtlichen Bewertung erscheint zunächst sehr naheliegend eine Analogie der Situation gem. 
des vorangehenden Kapitels I.1.2.1.. Andererseits jedoch ist festzustellen, dass es sich bei der 

gesetzlichen Pflicht der Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des installierten Rauchwarnmelders 
zweifelsfrei um keine Pflicht des Versicherungsnehmers handelt, sondern ausschließlich um eine Pflicht 

des Mitversicherten im Falle des selbstnutzenden Wohnungseigentümers. Aufgrund dessen bleibt es 

vermutlich den Gerichten überlassen zu klären, ob eine solche vertragliche Regelung des §6 VGB 2010 
überhaupt im Falle einer schuldhaft durch einen selbstnutzenden Wohnungseigentümer zu vertretenden, 

Nicht-Funktionsfähigkeit eines Rauchwarnmelders, gegenüber diesem überhaupt anwendbar ist. Wäre 
diese anwendbar, so bliebe es darüber hinaus bei dem für den Gebäudeversicherer vermutlich sehr 

schwierigen und langen Beweisweg (Vgl. I.1.2.). 

 
Vor dem Hintergrund dieser Eindeutigkeit der Lesart der Landesbauordnung NRW und der Eindeutigkeit 

der versicherungsvertraglichen Regelungen in der Gebäudeversicherung ist aus versicherungsvertraglicher 
Sicht dringend davon abzuraten, im Zuge einer Beschlussfassung dieses zu einer gekorenen Pflicht der 

WEG zu machen. 
 

Beachte: Eine nicht gegebene Funktionsfähigkeit eines Rauchwarnmelders in einem Brandschadenfalle 
bei einer Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend nur aus Wohnungseigentümern, beeinträchtigt in 

der Regel den Versicherungsschutz – aus Sicht der WEG - nicht. Nur falls die Gemeinschaft diese Pflicht 

im Zuge einer Beschlussfassung an sich zieht, mag dies zu Problemen im Schadenfall führen. 

                                                           
12 Vortrag von Dötsch (Richter OLG Köln) beim 17. Kölner Verwalterforum des VNWI e.V. am 30.1.16 
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II.1.1.2. Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung 

 
In Analogie des Bereiches der (Erst-) Installation der Rauchwarnmelder ist auch die Wartungsfrage in 

denjenigen Fällen zu bewerten, wenn die Gemeinschaft, vertreten durch den Verwalter, von den bereits 
zur Gebäudeversicherung gemachten Empfehlungen abweicht. 

 

Im Falle einer Beschlussfassung zur Übernahme der Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der installierten 
Rauchwarnmelder (Wartung) verlässt die Gemeinschaft (und auch der in der Regel mitversicherte 

Verwalter!) den Bereich der versicherten sog. gesetzlichen Haftpflicht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
und es entstünde wieder eine quasi vertragliche Haftpflicht der Gemeinschaft. Eine solche ist jedoch wie 

bereits beschrieben nicht im Rahmen des Haftpflichtversicherungsvertrages der Gemeinschaft versichert. 
Selbst wenn der Haftpflichtversicherer dieses Argument in einem Schadenfalle mit Personen- und/ oder 

Sachschäden nicht zöge, so ist auch hier der Aspekt der in jedem Falle nicht mitversicherten, etwaigen 

strafrechtlichen Ansprüche bzw. Folgen für den Verwalter im Falle einer nach einem Beschluss 
versehentlich nicht erfolgten Wartung, allemal Grund genug, davon abzusehen. 

 

 Beachte: Im Hinblick auf den Haftpflichtversicherungsschutz der WEG wie auch des in der Regel 
mitversicherten Verwalters und darüber hinaus mögliche strafrechtliche Ansprüche gegen den Verwalter 

ist der WEG, bestehend nur aus Wohneigentum dringend von einer „Vergemeinschaftung“ der 

gesetzlichen Wartungspflicht aufgrund eines Beschlusses abzuraten. 

 
 

II.1.2. Wohnungseigentümergemeinschaft bestehend auch aus Teileigentümern 

II.1.2.1. Gebäudeversicherung 

 
Auch im Falle einer  Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend auch aus Teileigentümern, handelt es 

sich bezüglich der Wartung der gesetzlich geforderten Rauchwarnmelder um keine Pflicht der WEG. Die 
Landesbauordnung differenziert ja bekanntermaßen nicht zwischen Wohnungseigentümergemeinschaften, 

bestehend nur aus Wohnungseigentümern und solchen, bestehend auch aus Teileigentum. Diese 
Differenzierung erfolgte ausschließlich in der juristischen Kommentierung hinsichtlich der gesetzlichen 

Pflicht zur fachgerechten (Erst-) Installation von Rauchwarnmeldern. 

 
Infolgedessen handelt es sich auch in diesem Falle um eine direkte gesetzliche Pflicht der Bewohner der 

Wohnung, mithin den Mieter oder den selbstnutzenden Wohnungseigentümer13. In einer 
versicherungsrechtlichen Bewertung erscheint analog zu II.1.1. zunächst sehr naheliegend eine Analogie 

der Situation gem. I.1.2.. Andererseits jedoch ist auch hier wieder festzustellen, dass es sich bei der 

gesetzlichen Pflicht der Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des installierten Rauchwarnmelders 
zweifelsfrei um keine Pflicht des Versicherungsnehmers handelt, sondern ausschließlich um eine Pflicht 

des Mitversicherten im Falle des selbstnutzenden Wohnungseigentümers. Aufgrund dessen bleibt es 
vermutlich auch hier den Gerichten überlassen zu klären, ob eine solche vertragliche Regelung des §6 

VGB 2010 überhaupt im Falle einer schuldhaft durch einen selbstnutzenden Wohnungseigentümer zu 

vertretenden, Nicht-Funktionsfähigkeit eines Rauchwarnmelders, gegenüber diesem überhaupt anwendbar 
ist. 

 
Vor dem Hintergrund dieser Eindeutigkeit der Lesart der Landesbauordnung NRW und der Eindeutigkeit 

der versicherungsvertraglichen Regelungen in der Gebäudeversicherung ist aus versicherungsvertraglicher 
Sicht auch im Falle einer WEG, bestehend auch aus Teileigentümern dringend davon abzuraten, im Zuge 

einer Beschlussfassung dieses zu einer gekorenen Pflicht der WEG zu machen. 

 

Beachte: Eine nicht gegebene Funktionsfähigkeit eines Rauchwarnmelders in einem Brandschadenfalle 
bei einer Wohnungseigentümergemeinschaft, bestehend auch aus Teileigentümern, beeinträchtigt in der 

Regel den Versicherungsschutz nicht. Nur falls die Gemeinschaft diese Pflicht im Zuge einer 

Beschlussfassung an sich zieht, mag dies zu Problemen im Schadenfall führen. 

                                                           
13 Vgl. Landesbauordnung NRW §49 Absatz 7 letzter Satz 
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II.1.2.2. Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung 

 
In der juristischen Lesart bezogen auf das Schadenersatzrecht in der Wartungsfrage ist nicht zu 

differenzieren zwischen Gemeinschaften, welche nur aus Wohneigentum bestehen oder solchen, 
bestehend auch aus Teileigentum. In beiden Fällen wird Haftung erst nach einer „Vergemeinschaftung“ 

der gesetzlichen Wartungspflicht Kraft eines Beschlusses begründet – für die Gemeinschaft wie auch für 

den Verwalter: 
 

Wiederrum allem voran möchte ich - in Gewichtung der Tragweite – etwaige strafrechtliche Konsequenzen 
stellen. Käme es im Falle eines nachweislich nicht gewarteten Rauchwarnmelders zu einem 

Personenschaden etwa, so ist für jeden von uns leicht vorstellbar, dass die ermittelnde Staatsanwaltschaft 
schnell die Frage nach einem Verantwortlichen stellen wird. Dieses ist wie wir wissen in diesen Fällen 

(fast) immer der Verwalter. 

 
Im Bereich der über die Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung abgedeckten zivilrechtliche 

Ansprüche verhält es sich wie in Punkt II.1.1.2. (WEG bestehend nur aus Wohnungseigentümern) bereits 
beschrieben: 

 

Im Falle einer Beschlussfassung zur Übernahme der Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der installierten 
Rauchwarnmelder (Wartung) verlässt die Gemeinschaft (und auch der in der Regel mitversicherte 

Verwalter!) den Bereich der versicherten sog. gesetzlichen Haftpflicht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
und es entstünde wieder eine quasi vertragliche Haftpflicht der Gemeinschaft. Eine solche ist jedoch nicht 

im Rahmen des Haftpflichtversicherungsvertrages der Gemeinschaft versichert.  
 

 Beachte: Kurz und knapp – Hände weg von einer „Vergemeinschaftung“ der gesetzlichen 

Wartungspflicht aufgrund eines Beschlusses. 

 

 

C. Die Haltung der Versicherer in der Praxis 
 

Wie bereits in den Ausführungen (Pkt. B.) hinsichtlich der versicherungsvertraglichen bzw. 
versicherungsrechtlichen Betrachtung zum Ausdruck kam, ist es für einen Gebäudeversicherer in einem 

Schadenfalle kein leichtes Unterfangen, eine Kürzung seiner Entschädigungsleistung unter Berufung auf 

eine vertragliche Obliegenheitsverletzung in Form der Verletzung einer gesetzlichen Sicherheitsvorschrift 
durchzusetzen. 

Zu diesem Ergebnis kam auch sehr schnell nach Inkrafttreten der gesetzlichen Rauchwarnmelderpflicht 
der Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV). So schreibt der GDV auf seiner 

Homepage14: 
 

Riskiert ein Mieter/ Eigentümer durch die fehlende bzw. unsachgemäße Verwendung von 

Rauchmeldern seinen Versicherungsschutz? 

 Rauchmelder sollen Leben retten, der Schutz vor Sachschäden ist dabei zweitrangig. Grundsätzlich muss der 

Versicherungsnehmer einer Hausrat-oder Gebäudeversicherung alle bestehenden gesetzlichen und behördlichen 

Sicherheitsregelungen beachten. Hierzu kann auch die Rauchmelderpflicht (Installation, Wartung und Betrieb) 

gehören. 

Praktisch gibt es keine Auswirkungen auf den Versicherungsschutz, weil der fehlende oder unsachgemäß 

betriebene Rauchmelder für den Schaden bzw. die Schadenhöhe ursächlich sein müsste. Ein solcher 

Zusammenhang kann in der Regel nicht hergestellt werden. Das zeigen auch die bisherigen Schadenerfahrungen: 

Fälle, in denen ein fehlender oder unsachgemäß betriebene Rauchmelder negativen Einfluss auf die 

Entschädigung eines versicherten Sachschadens hatte, sind uns nicht bekannt. 

 

                                                           
14 Stand: 10.07.2016 
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Viele der im Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft e.V. organisierten 

Versicherungsunternehmen haben sich diese Sichtweise ihres Verbandes zu eigen gemacht und verzichten 

mehr oder weniger ausdrücklich auf die eventuelle Möglichkeit einer Leistungskürzung in einem 
Schadenfall. Manche Versicherer hingegen wollen sehr bewusst die nunmehr seit vielen Monaten 

anhaltende, öffentliche Diskussion und mediale Wirkung nutzen, die bestehende Angst vor einer Kürzung 
der Versicherungsleistung aufrecht zu halten. Diese Haltung mag zum einen einem gewissen politischen 

Willen geschuldet sein, wie auch, dass man vermutlich davon ausgeht, in einzelnen Schadenfällen durch 

vorhandene Rauchmelder eine Reduzierung des Schadens zu erreichen. 
 

Von unserer Seite als Ihr Dienstleister möchten wir Ihnen nachfolgend einige Kopien von 
Originalschriftstücken von Versicherern abdrucken, welche in ihrer Summe die in dieser Broschüre 

dargelegten Aspekte und Inhalte abbilden. Blättern Sie doch einmal durch die Schreiben – vielleicht ist 
„Ihr“ Versicherer auch unter den genannten. 

 

Insgesamt möchte ich für Sie zusammenfassen, dass sich die möglichen Auswirkungen auf den 
Versicherungsschutz Ihrer Wohnungseigentümergemeinschaften im Bereich der Gebäudeversicherung – 

soweit Sie sich bei der (Erst-) Installation an die Empfehlungen halten – in Grenzen halten sollten. Erst 
recht ist die Einhaltung der Empfehlungen für eine mögliche Haftung – der WEG wie auch des Verwalters 

– zu betonen. Insoweit kann ich Ihnen gegenüber vielleicht nicht in Gänze „Entwarnung“ geben, Ihnen 

aber vielleicht ein wenig mehr Sicherheit hinsichtlich der Handhabung geben. 
 

Beachte: Auch der Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) und viele seiner 
angeschlossenen Mitgliedsunternehmen erachtet die Möglichkeit der Leistungskürzung nach einem 
Sachschaden infolge eines nicht vorhandenen oder nicht funktionierenden Rauchwarnmelders als sehr 

problematisch. Aus diesem Grunde verzichten einige Unternehmen bereits explizit auf eine mögliche 

Kürzung im Schadenfalle in der Gebäudeversicherung. 
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